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1. Einleitung	

Der zweite Teil des Gutachtens diskutiert die 
vom Land Berlin im Umgang mit den oben  
aufgezeigten Problemen der Wohnraumversor-
gung angewandten Instrumente. Er dokumen-
tiert, welche Instrumente angewendet wurden, 
welche Erfahrungen mit ihrer Anwendung ge-
macht wurden und wie die Instrumente im Zuge 
der Anwendung ggf. angepasst und verändert 
wurden. 

Die Analyse zeigt, dass das Land Berlin die bis-
her verfügbaren wohnungspolitischen Instru-
mente eingesetzt hat, diese jedoch in ihrer Wirk-
samkeit begrenzt blieben und einer Weiter- 
entwicklung bedürfen, um eine leistbare, be-
darfsgerech-te und angemessene Wohnraum-
versorgung zu erreichen.

Bei der Diskussion ist darauf hinzuweisen, dass 
die Bandbreite von wohnungspolitisch relevan-
ten Instrumenten insgesamt sehr groß ist. Eine 
vollständige und ausführliche Würdigung aller 
einzelnen In-strumente ist daher im Rahmen die-
ses Gutachtens kaum möglich. 

Der Beitrag beschränkt sich daher auf wesentli-
che Instrumente. Er orientiert sich dabei an dem 
ersten Teil des Gutachtens und stellt dar, welche 
Instrumente in Berlin in Anschlag gebracht  
wurden, um die hier ausführlich beschrieben 
„Wohnungsnotlage“ zu beheben. 

Entsprechend fokussiert die Diskussion auf  
folgende drei Bereiche:

1.	  �Leistbarkeit: Welche Instrumente wurden an-
gewandt, um das Angebot an leistbaren  
Wohnungen zu erhöhen?

2.	 �Wohnungsversorgung: Welche Instrumente 
wurden angewandt, um die Versorgung  
von berechtigten Haushalten mit angemesse-
nen Wohnungen sicher zu stellen?

3.	 �Wohnungslosigkeit: Welche Ansätze wurden 
zur Behebung von Wohnungslosigkeit  
umgesetzt?

Die Aufstellung und Diskussion der vom Land 
Berlin angewendeten wohnungspolitischen Inst-
rumente stützt sich vollständig auf öffentlich  
zugängliche Quellen. Systematisch durchsucht 
wurden dabei insbesondere folgende Quellen:

•	 Dokumente des Abgeordnetenhauses und der 
relevanten Ausschüsse (z.B. Anfragen, Berich-
te), die über die Parlamentsdokumentation 
(https://pardok.parlament-berlin.de/portala/
browse.tt.html) zugänglich sind.

•	 Materialien der zuständigen Senatsverwaltung 
für Stadtentwicklungen, Bauen und Wohnen 
(https://www.berlin.de/sen/sbw/) sowie der 
Senatsverwaltung für Arbeit, Soziales,  
Gleichstellung, Integration, Vielfalt und Anti-
diskriminierung (https://www.berlin.de/sen/as-
giva/).
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Für die Einordnung und Interpretation wurden 
weitere Veröffentlichungen hinzugezogen, z.B.  
Berichte in der Tagespresse oder in Verbands-
publikationen.

Im Folgenden werden zunächst noch einmal 
wohnungspolitische Zielstellungen des Landes 
Berlin reflektiert. Damit soll belegt werden, dass 
die Bewältigung der Wohnraumversorgungskrise 
in der Landespolitik - über verschiedene Regie-
rungskoalitionen hinweg – hohe Aufmerksamkeit 
gefunden hat. Darauffolgend werden die ange-
wandten Instrumente entlang der o.g. Systemati-
sierung diskutiert. 

2. �Kontinuität der Berliner Wohnungs- 
politik seit 2011: Neubau, Gemein-
wohlorientierung und Mieterschutz

Seit etwa 2011 sind Probleme der Wohnraumver-
sorgung ein zentrales Thema in der Programma-
tik aller Landesregierungen. Dabei ist die Berliner 
Wohnungspolitik, über unterschiedliche Legisla-
turperioden und Koalitionszusammensetzungen 
hinweg, zunehmend auf die Unterstützung des 
Wohnungsneubaus, die Stärkung öffentlicher 
Wohnungsbestände und eine stärkere Regulie-
rung des Mietmarktes ausgerichtet. 

Die SPD-CDU-Koalition 2011–2016 setzte so 
erstmals verbindliche Neubauziele von durch-
schnittlich 6.000 Wohnungen pro Jahr fest, woll-
te den Bestand der landeseigenen Wohnungsun-
ternehmen (LWU) auf rund 300.000 Wohnungen 
erhöhen und führte Instrumente wie Mietpreis-
begrenzungen, das Zweckentfremdungsverbot 
und Vereinfachungen der Bauordnung ein. Die 
rot-rot-grüne Koalition 2016–2021 verstärkte 
diesen Kurs deutlich. 

Sie stellte bezahlbares Wohnen ins Zentrum, 
plante den Ausbau der LWU-Bestände auf 
400.000 Wohnungen, weitete deren soziale  
Verpflichtungen aus und ergänzte dies um  

Maßnahmen zur Senkung der Mieten im alten 
sozialen Wohnungsbau sowie eine konsequente-
re Anwendung von Milieuschutz- und Zweckent-
fremdungsregelungen. Mit dem später geschei-
terten Mietendeckel versuchte die 
Landesregierung darüber hinaus lokal eine direk-
te Mietpreisregulierung einzuführen. 

In der 19. Legislaturperiode (2021–2023) wurden 
diese Ansätze nochmals ausgebaut, unter ande-
rem durch das „Bündnis für Wohnungsneubau 
und bezahlbares Wohnen“, ein erhöhtes Neu-
bauziel von 20.000 Wohnungen jährlich mit ei-
nem hohen Anteil gemeinwohlorientierter Woh-
nungen, den weiteren Ausbau öffentlicher 
Bestände, eine stärkere Wohnungsbauförderung 
und verschärfte regulative Maßnahmen; zugleich 
reagierte der Senat auf den Volksentscheid zur 
Vergesellschaftung mit einer Expertenkommissi-
on. 

Die aktuelle CDU-SPD-Koalition 2023–2026 
knüpft inhaltlich weitgehend daran an, legt je-
doch stärkeres Gewicht auf den Wohnungsneu-
bau durch Entbürokratisierung und schnellere 
Planungsverfahren, hält am Ziel von 20.000 Neu-
bauwohnungen pro Jahr fest und verbindet dies 
mit weiterem einer Reform der Wohnungsbauför-
derung.

Allein dieser kursorische Überblick über die woh-
nungspolitischen Zielstellungen und Ansätze 
verschiedener Landesregierungen zeigt über  
anderthalb Jahrzehnte hinweg deutlich, dass die 
Bewältigung von Problemen der Wohnraumver-
sorgung von allen Landesregierungen als zentra-
les Ziel ihrer Arbeit angesehen wurde. Konkrete 
Zielstellungen, wie die Neubauzahlen oder der 
Anteil landeseigener Bestände wurden dabei 
über den gesamten Zeitraum hin beinbehalten 
oder sogar ausgeweitet. Das gleiche gilt für För-
dervolumina sowie für die Anwendung regulati-
ver Instrumente.  
Gleichzeitig wurden Hemmnisse für Investitionen 
abgebaut und vor allem in der aktuellen Legisla-
turperiode erhebliche Anstrengung für eine Be-
schleunigung von Planungs- und Genehmigungs-
verfahren unternommen. 
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Alle auf Bundesebene zur Verfügung stehenden 
regulativen Instrumente (Mietpreisbremse, 
Zweckentfremdungsverbot, Genehmigungs- 
vorbehalt für die Umwandlung in Eigentums-
wohnungen, Vorkaufsrecht) wurden ausge-
schöpft. Darüber hinaus wurden sowohl Schritte 
für eine stärkere Zusammenarbeit (Bündnis) mit 
privaten Vermietern, als auch zur Vergesell-
schaftung großer Wohnungsunternehmen  
unternommen, die allerdings bislang beide  
nicht sehr weit in die Umsetzung reichten. 

Im Folgenden werden Anwendung und Stand der 
wichtigsten Instrumente im Einzelnen diskutiert.

3. �Ansätze zur Erhöhung des Angebotes  
an leistbaren Wohnungen

Eine Erhöhung des Angebots an leistbaren Woh-
nungen kann durch die Landesregierung auf vier 
unterschiedlichen Wegen befördert werden: a) 
die Landesregierung kann die Mietpreisentwick-
lung im privaten Markt durch Regulierung beein-
flussen, b) die Landesregierung kann Einfluss auf 
die Landeseigenen Wohnungsunternehmen aus-
üben und diese zur Vermietung zu leistbaren 
Preisen verpflichten, c) das Land kann Mietende 
durch Subjektförderung (bspw. Wohngeld) un-
terstützen und d) die Landesregierung kann Ver-
mieter durch Objektförderung zur Bereitstellung 
leistbarer Wohnungen anregen. 

Da die beiden letzten Bereich starke Über-
schneidungen mit dem Thema „Wohnungsver-
sorgung“ aufweisen, werden sie im folgenden 
Kapitel diskutiert. 

3.1. Regulative Ansätze

Allgemein gilt für mietrechtliche Instrumente, 
dass die Bundesländer im Mietrecht nicht die 
volle Regelungskompetenz haben (vgl. BVerfG 
2021). Allerdings haben das Grundgesetz sowie 
die bundesrechtlichen Mietgesetze den Ländern 
gewisse „steuernde Instrumente“ eingeräumt.  
Im Folgenden werden die wichtigsten dieser Ins-
trumente und ihre Anwendung im Land Berlin 
dargestellt.

Mietspiegel

„Ein Mietspiegel ist eine Übersicht über die ortsübliche 
Vergleichsmiete, soweit die Übersicht von der nach Lan-
desrecht zuständigen Behörde oder von Interessenver-
tretern der Vermieter und der Mieter gemeinsam erstellt 
oder anerkannt worden ist.“ (BGB § 558c). 

Er bietet einen Orientierungsrahmen über die 
Höhe der ortsüblichen Mietpreise für vergleich-
baren, nicht preisgebundenen Wohnraum. Der 
Mietspiegel ist darüber hinaus die Grundlage für 
weitere mietrechtliche Instrumente, wie bspw. 
die „Mietpreisbremse“ oder die „Kappungsver-
ordnung“, da in diesen Instrumenten auf die im 
Mietspiegel ermittelten Werte für „Vergleichs-
mieten“ zurückgegriffen wird.

Im Berliner Mietspiegel werden nur bestimmte 
Wohnungen bzw. Mietverhältnisse erfasst, um 
die ortsübliche Vergleichsmiete statistisch abzu-
bilden. Der Mietspiegel berücksichtigt in der Re-
gel die Mieten von Wohnungen, die folgende Be-
dingungen erfüllen:

•	 Nicht preisgebundene Mietwohnungen –  
also Wohnungen ohne Sozialbindung oder  
öffentlich geförderte Bindung, deren Miete frei 
vereinbart wurde.

•	 Mehrfamilienhäuser (mind. 3 Wohnungen).

•	 Laufende Mietverhältnisse, die in den letzten 
Jahren neu vereinbart oder angepasst wurden 
(meist innerhalb der letzten 6 Jahre).

•	 �Wohnungen mit Bad und Innentoilette (WC in 
der Wohnung), die eine normale Ausstattung  
haben.

•	 Mietverhältnisse, für die ein Marktmietpreis  
erhoben wurde (repräsentative Stichprobe).

Begründung Sicher-Wohnen-Gesetz, Teil 2
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Folgende Wohnungstypen bzw. Mietverhältnisse 
werden nicht berücksichtigt:

•	 Sozialwohnungen/preisgebundene  
Wohnungen (z. B. öffentliche Förderung oder  
Mietpreisbindung).

•	 Selbstgenutztes Wohneigentum- 

•	 Wohnungen in Ein- und Zweifamilienhäusern 
oder Reihenhäusern- 

•	 Neu gebaute Wohnungen, die nach einem  
bestimmten Stichtag bezugsfertig wurden  
(z. B. nach 1.1.2018 oder 2023 je nach Miet-
spiegeljahr).

•	 Wohnungen ohne Innentoilette (WC außerhalb 
der Wohnung).

Wie im Gutachten von Andrej Holm ausgeführt, 
sind die Mittelwerte der Mietspiegel von 2010 bis 
2024 um 45% gestiegen (siehe Abbildung 1).  
Dabei hat sich vor allem die Zahl an preisgünsti-
gen Wohnungen deutlich verringert – während 
sich die Anzahl an hochpreisigen Wohnungen  
erhöht hat (vgl. Holm 2024, Sethmann 2024). 
Diese Zahlen machen deutlich, dass ein „Miet-
spiegel“ ungeeignet ist, um einen allgemeinen 
Auftrieb der Mietentwicklung zu verhindern. Das 
Instrument ist so konstruiert, dass es – mit zeitli-
cher Verzögerung – die allgemeine Marktent-
wicklung „widerspiegelt“. Er ist damit, wie es das 
Berliner Initiativenforum ausdrückte „Mieterhö-
hungsbegrenzer und Preistreiber in einem“  
(Initiativenforum 2023).

§ 556d Abs. 2 BGB („Mietpreisbremse“)

Der starke Mietenauftrieb der letzten anderthalb 
Jahrzehnte geht, wie oben gezeigt, wesentlich 
auf eine extreme Steigerung der Angebotsmie-
ten zurück. Diese werden durch den Mietspiegel 
nur wenig reguliert. Allerdings können Bundes-
länder durch Rechtsverordnung Gebiete mit an-
gespanntem Woh-nungsmarkt bestimmen. Mit 
dieser Festlegung greift in den betreffenden Ge-
bieten die sogenannte „Mietpreisbremse“. We-
sentlicher Inhalt der „Mietpreisbremse“ ist, dass 
die Miete zu Beginn des Mietverhältnisses die 
ortsübliche Vergleichsmiete (§ 558 Absatz 2) 
höchstens um 10 Prozent übersteigen darf.““ (§ 
556d Abs. 1 BGB). 

 
Die Berliner Landesregierung hat von dieser Re-
gelung seit 1. Juni 2015 Gebrauch gemacht und 
per Rechtsverordnung den gesamten Berliner 
Wohnungsmarkt als „angespannten Wohnungs-
markt“ aus-gewiesen. Die erste, bis 2020 befris-
tete „Mietpreisbegrenzungsverordnung“ wurde 
bis 2025 verlängert und an neue bundesgesetz-
liche Regelungen angepasst. Eine weitere Mie-
tenbegrenzungsverordnung trat am 1. Juni 2025 
in Kraft. 

Aufgrund zahlreicher Probleme gilt die „Miet-
preisebremse“ allgemein als wenig „bremsend“. 
Zahlreiche wissenschaftliche Studien haben auf 
Bundesebene die geringe Wirksamkeit dieses 
Instrumentes belegt (vgl. Derschmeier et al. 
2017, Kholodilin et al. 2018, Breidenbach et al. 
2019, Sommer et al. 2024, Mieterverein zu Ham-
burg 2025). Zurückgeführt wird das vor allem auf 
zahlreiche Ausnahmen und Mängel in der Ausge-
staltung dieses Instrumentes. In Kritik stehen vor 
allem folgende Punkte:

•	 Die „Mietpreisbremse“ gilt nicht für Wiederver-
mietung nach einer umfassenden Modernisie-
rung. Der Begriff „umfassende“ Modernisie-
rung ist dabei unbestimmt gelassen und 
musste erst durch Gerichtsentscheidung ge-
klärt werden. Allerdings ist für Mieter*innen, 
die eine vorgeblich „umfassend“ modernisierte 
Wohnung ziehen, nur mit großem Aufwand 
festzustellen, ob dieses Merkmal zutrifft.

•	 Die „Mietpreisbremse“ gilt nicht für Neubau-
ten, die erstmals nach dem 1.10.2014 vermie-
tet wurden. Von Kritiker*innen wird bemängelt, 
dass damit ein Ausweichen von Investitionen 
in hochpreisige Neubauwohnungen motiviert 
wird.

•	 Eine behördliche Überprüfung zivilrechtlicher 
Sachverhalte, wie der Einhaltung der Miet-
preis-bremse, ist bisher nicht möglich, da die 
Mietpreisbremse zum Regelungsbereich des 
Zivilrechts zählt. Die Überprüfung der Einhal-
tung ist damit an die Klagebereitschaft der 
Mieter*innenseite gebunden. Ein Versuch des 
Landes Berlin, Verstöße gegen die Mietpreis-
bremse als bußgeldbe-drohte Ordnungswid-
rigkeit in § 5 Wirtschaftsstrafgesetzbuch zu 
verankern, fand bislang keine Mehrheit im 
Bundesrat (Bundesrat-Drucksache 300/18).

Begründung Sicher-Wohnen-Gesetz, Teil 2
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Vor dem Hintergrund dieser Mängel hat die 
„Mietpreisbremse“ in der Praxis kaum Wirkung im 
Bereich der Neuvermietung entfaltet. Entspre-
chend werden bei Neuvermietung aktuell Miet-
preise umgesetzt, die bei mehr als dem Doppel-
ten der Bestandsmieten liegen (s.o.). 

Um die Anwendung der „Mietpreisbremse“ zu 
stärken und Mieter*innen bei dem Einfordern der 
gesetz-lichen Regelungen zu unterstützen, hat 
die Landesregierung am 3.3.2025 eine „Miet-
preisprüfstelle“ eingerichtet, durch die Mieter*in-
nen kostenlos überprüfen lassen, ob ihre Miete 
überhöht ist (https://www.berlin.de/sen/sbw/
presse/pressemeldungen/pressemittei-
lung.1536801.php). Im Ergebnis dieser Arbeit 
wurden zahlreiche Verstöße gegen die Miet-
preisbremse festgestellt. Eine Ahndung über-
höhter Mieten muss allerdings weiterhin indivi-
duell vor Gericht durchgesetzt werden.

§ 558 Abs. 3 BGB (Kappungsgrenze bei Mieter-
höhungen im Bestand)

Nach § 558 Absatz 2 und 3 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs (Kappungsgrenzenverordnung) kön-
nen Länder Gebiete festlegen, in denen die Kap-
pungsgrenze für Mieterhöhungen innerhalb von 
drei Jahren von 20 % auf 15 % gesenkt wird. Ber-
lin hat auch von dieser Möglichkeit Gebrauch ge-
macht und mit der Kap-pungsgrenzenverord-
nung vom 2018 und 2023 (GVBl. S. 112) die 
Mieterhöhungsmöglichkeiten bei be-stehenden 
Mietverträgen auf einen Umfang von 15 Prozent 
innerhalb von drei Jahren begrenzt.

Auch hier wird die Reichweite des Instrumentes 
durch Ausnahmen beschränkt:

•	 Mieterhöhungen wegen Modernisierungen (§ 
559 BGB) sowie Mieterhöhungen wegen ge-
stiegener Betriebskosten (§ 560 BGB) werden 
nicht berücksichtigt. 

•	 Die Kappungsgrenze gilt nur wenn die bisheri-
ge Miete unter der ortsüblichen Vergleichs-
miete liegt, Mietsenkungen sind nicht vorge-
sehen.

Obwohl die „Kappungsgrenze“ die Mietpreisent-
wicklung im Bestand kurzfristig dämpft, ist sie 
langfristig nicht geeignet, eine Erhöhung des all-
gemeinen Mietniveaus zu stoppen.  

 
 
 
Dieses wird im Wesentlichen über den Mietspie-
gel gesteuert, in den auch die hohen Neuver-
tragsmieten einfließen (s.o.). Ohne eine wirksa-
me Begrenzung der Neuvertragsmieten steigen 
damit mittel- bis langfristig auch die Mieten in 
bestehenden Verträgen.

Mietendeckel

Am 23. Februar 2020 hat das Land Berlin einen 
Versuch unternommen, mit einem eigenen Lan-
des-“Gesetz zur Mietenbegrenzung im Woh-
nungswesen in Berlin (MietenWoG Bln), einen 
„Mietendeckel“ zu verhängen. Das Gesetz regel-
te fünf Bereiche (https://gesetze.berlin.de/bsbe/
document/aiz-jlr-MietBegrGBErah-
men%4020200223):  

1.	  �Mietenstopp bzw. Beschränkung von Mieter-
höhungen: einen fünfjährigen Mietenstopp 
und die Absenkung überhöhter Miete

2.	 �Begrenzung von Mieterhöhungen nach Mo-
dernisierung: Kappung der Mieterhöhung auf 
maximal 1,- Euro pro Quadratmeter monat-
lich. Bei moderner Ausstattung war eine 
Überschreitung diese Grenze zulässig.

3.	 �Begrenzung von Mieten bei Wiedervermie-
tung: Bei Abschluss eines neuen Mietvertra-
ges in einem schon bestehenden Wohnge-
bäude (Wiedervermietung) durfte die 
Nettokaltmiete zu-nächst die Stichtagsmiete, 
also die Miete, die am 18. Juni 2019 mit einem 
Vormieter vereinbart war, nicht überschreiten

4.	 �Absenkung überhöhter Mieten: Eine Miete 
galt als überhöht, wenn sie die unter Berück-
sichti-gung der Wohnlage zulässigen Miet-
obergrenzen (zuzüglich Ausstattungs- oder 
Modernisierungszuschlag) um mehr als 20 
Prozent überstieg. 

5.	 �Härtefallregelung für Vermieterinnen und 
Vermieter: Stellten die Mietenbegrenzungen 
aus dem neuen Gesetz für den Vermieter eine 
unbillige Härte dar, konnte er eine angemes-
sene Erhöhung der Mieten beantragen. 

Begründung Sicher-Wohnen-Gesetz, Teil 2
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Der „Mietendeckel“ wurde in der Öffentlichkeit 
außerordentlich kontrovers diskutiert. Ohne die 
Kritiken hier im Einzelnen zu erörtern, kann fest-
gestellt werden, dass er in der Zeit seiner Gültig-
keit zu einem Einfrieren sowohl der Angebots- 
als auch der Bestandsmieten geführt hat (s. 
Gutachten Holm). Außer-dem wurden (nach 
Schätzung des Berliner Senats) in etwa 340.000 
Mietverträgen überhöhte Mieten abgesenkt. Der 
Berliner „Mietendeckel“ wurde allerdings bereits 
nach etwa einem Jahr durch das Bundesverfas-
sungsgericht am 15.4.2021 den Berliner Mieten-
deckel für verfassungswidrig erklärt. 

 
3.2. Steuerung der Mietpreisentwicklung bei 
den LWU

In Berlin spielt der Bestand an landeseigenen 
Wohnungen eine wichtige Rolle für die Mietpreis-
entwick-lung. Mit Stand 31. Dezember 2024 ver-
fügten die sechs landeseigenen Wohnungsbau-
gesellschaften (Degewo, GESOBAU, Gewobag, 
Howoge, Stadt und Land sowie WBM, im Weite-
ren LWU) über 365.161 Wohnungen (https://
www.berlin.de/aktuelles/9848188-958090-kom-
munale-gesellschaften-steigern-wohnun.html). 
Zusätzlich besitzt die landeseigene Gesellschaft 
Berlinovo rund 30.000 Wohnungen (mit Sonder-
status). Zusammen ist damit etwa ein Viertel des 
Berliner Mietwohnungsbestandes in kommuna-
ler Hand. 

Entsprechend hat die Steuerung der Landesei-
genen Wohnungsunternehmen eine hohe Bedeu-
tung für die Entwicklung des Angebotes an leist-
baren Wohnungen insgesamt. Angesichts der 
oben beschriebe-nen Schwierigkeiten in der Re-
gulierung der Mietenentwicklung im privaten 
Wohnungsbestand kann es kaum Wunder neh-
men, dass die Berliner Landesregierungen ihre 
Wohnungsunternehmen stark in An-spruch ge-
nommen haben, mit dem Ziel durch eine Zurver-
fügungstellung leistbarer Wohnungen sowohl die 
allgemeine Marktentwicklung zu dämpfen als 
auch die Versorgung von Haushalten zu gewähr-
leis-ten, die sich am Markt nicht selbst versor-
gen können. Folgende Instrumente wurden dabei 
angewendet:

„Mietenbündnisse“ und „Kooperations- 
vereinbarungen“ 

Stand bis etwa 2010 die wirtschaftliche Konsoli-
dierung im Zentrum der Steuerung der LWU, ver-
folgt das Land Berlin seitdem zunehmend an-
spruchsvollere Ziele, die zunächst in 
„Mietenbündnissen“ und später in „Kooperati-
onsvereinbarungen“ (KoopV) zwischen der Lan-
desregierung und den LWU festgehalten wurden. 
Die erste Vereinbarung zwischen dem Land Ber-
lin und den städtischen Wohnungsbaugesell-
schaften wurde am 4. September 2012 abge-
schlossen („Bündnis für soziale Wohnungspolitik 
und be-zahlbare Mieten“, vgl. https://www.parla-
ment-berlin.de/ados/17/BauVerk/vorgang/bv17-
0095-v.pdf). Sie wurde 2014 erweitert und galt 
bis Ende 2016. Seit 2017 wurde die „Mieten-
bündnisse“ durch „Kooperationsvereinbarungen“ 
ersetzt. Die erste formelle „Kooperationsverein-
barung“ („KoopV“) wurde im April 2017 abge-
schlossen. „Ergänzungsvereinbarungen“ folgten 
2021 und 2022.  Am 25. September 2023 wurde 
eine neue KoopV beschlossen1, mit Gültigkeit ab 
1. Januar 2024. Kernbereiche der KoopV sind je-
weils Festlegungen zu den Miethöhen, zu Neu-
bauzahlen sowie zu den Richtlinien einer ge-
mein-wohlorientierten Bewirtschaftung (bspw. 
Belegungsquoten).

Begründung Sicher-Wohnen-Gesetz, Teil 2

Fasst man die Anwendung regulativer Inst-
rumente, die mit dem Ziel der Erhöhung des 
Angebotes an leistbaren Wohnungen einge-
setzt wurden, zusammen, wird schnell deut-
lich, dass das Land Berlin von allen bislang 
zur Verfügung stehenden Instrumenten Ge-
brauch gemacht und – mit dem Mietende-
ckel – sogar versucht hat, neue Instrumente 
zu entwickeln. Der Handlungsspielraum des 
Landes war dabei aber recht eng und durch 
nur wenig zur Mietendämpfung geeignete 
bundesgesetzliche Regelungen begrenzt.

1 Dabei wurde auch erstmals die Berlinovo einbezogen.
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Gesetzliche Grundlage der Vereinbarungen zwi-
schen Landesregierungen und LWU ist das am 1. 
Januar 2016 in Kraft getretene „Wohnraumver-
sorgungsgesetz“ (WoVG Bln). Es basiert auf den 
oben beschrie-benen „Mietenbündnissen“ und 
„Kooperationsvereinbarungen“, gibt diesen aber 
eine feste rechtliche Verankerung. Von zentraler 
Bedeutung ist dabei die Formulierung eines woh-
nungspolitischen Versor-gungsauftrag für die 
LWU, d.h. eine Verpflichtung zu Sicherung und 
Ausbau preisgünstigen Wohnraums, Versorgung 
benachteiligter Haushalte, Pflicht zur Bereitstel-
lung von Wohnungen mit Belegungsbindung (z.B. 
für besonders bedürftige Gruppen). Das Gesetz 
regelte darüber hinaus Grundsätze der Mieter-
mit-bestimmung. 

Die wichtigsten Vereinbarungen der aktuellen 
KoopV sind folgende:

•	 Zielstellung, den Anteil der landeseigenen 
Wohnungen am Berliner Mietwohnungsbe-
stand auf über 30 % zu erhöhen

•	 Bei Neubauprojekten Errichtung von grund-
sätzlich mindestens 50 % der Wohnfläche mit 
öffent-licher Förderung sowie Mietpreis- und 
Belegungsbindungen

•	 Erstvermietungsmieten der freifinanzierten 
Wohnflächen im Neubau überschreiten den 
durchschnittlichen Wert von anfangs 15,- EUR 
pro m² Wohnfläche monatlich nettokalt nicht 
(gerech-net auf den Gesamtneubau des jewei-
ligen Unternehmens).

•	 Bei Mieterhöhungen nach § 558 BGB (Mieter-
höhung bis zur ortsüblichen Vergleichsmiete) 
darf die Miete in einzelnen Verträgen um maxi-
mal 11 % innerhalb von drei Jahren steigen. In 
Woh-nungen mit einer Wohnfläche von bis zu 
65 m² beträgt eine Erhöhung der monatlichen 
Miete insgesamt maximal 50,- EUR, bis zu 100 
m² maximal 75,- EUR und bis zu 125 m² maxi-
mal 100,- EUR. 

•	 Bei der Umlage von Modernisierungskosten 
nach § 559 BGB erfolgt maximal eine Mieter-
hö-hung von 2,- EUR pro m² Wohnfläche mo-
natlich innerhalb von sechs Jahren.

•	 Die Durchschnittsmiete aller Bestandsmietver-
träge der einzelnen Unternehmen steigt um 
nicht mehr als 2,9 % jährlich.

•	 Ein „Leistbarkeitsversprechen“ stellt sicher, 
dass die Belastung des jeweiligen Haushalts 
durch die Nettokaltmiete nicht mehr als 27 % 
des Haushaltseinkommens beträgt, sofern die 
für einen WBS maßgeblichen - Einkommens-
grenzen sowie bestimmte Wohnflächengren-
zen nicht über-schritten werden. Mieterhö-
hungen werden zudem so gekappt, dass sie in 
absoluten Beträgen pro Monat einen Umfang 
nicht überschreiten, der nach Wohnungsgrö-
ßen gestaffelt ist (bspw. max. 50 € für Woh-
nungen bis 65 m²)

•	 63 % der jährlich zur Wiedervermietung kom-
menden Wohnungen werden an WBS-berech-
tigte Haushalte vermietet (inklusive WBS 220).

•	 Weiterführung der Plattform für den Woh-
nungstausch mit den bestehenden Bedingun-
gen und Ermöglichung von Wohnungswech-
seln unter Beibehaltung der Nettokaltmiete 
der bezogenen, kleineren Wohnung

Um das Scheitern des „Mietendeckels“ (s.o.) in 
den landeseigenen Wohnungsunternehmen zu 
kompen-sieren und negative Auswirkungen auf 
die Mieter*innen abzufedern, wurde über die be-
schriebenen Regelungen hinaus vom Land Berlin 
2021 eine besondere „Regelungen des Mieter-
schutzes bei den lan-deseigenen Wohnungsun-
ternehmen aufgrund des Wegfalls des Mieten-
WoG Berlin“, der sogenannte „Mietendimmer“, 
verabschiedet. Er bestimmte u.a., dass im Zuge 
des „Mietendeckels“ abgesenkte Mieten bei den 
LWU nur bis zur ortsüblichen Vergleichsmiete er-
höht werden dürfen und Mieterhöhun-gen auf 
max. 1 % jährlich zu begrenzen seien. Da der 
„Mietendimmer“ zu Einnahmeausfällen bei den 
Landeseigenen Wohnungsunternehmen führte, 
wurde er zum 1. Januar 2024 abgeschafft

Begründung Sicher-Wohnen-Gesetz, Teil 2
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3.3. Mietenbündnis 

Am 20. Juni 2022 hat das Land Berlin zusammen 
mit u.a. seinen sechs LWU, dem Bündnis Junger 
Genos-senschaften, sowie den privaten Woh-
nungsunternehmen Vonovia/ Deutsche Wohnen 
und Adler Immobilien ein „Bündnis für Neubau und 
bezahlbaren Wohnraum in Berlin” unterzeichnet. 
Die wichtigsten Vereinbarungen des Bündnisses 
bestanden (neben einer Verpflichtung der  
teilnehmenden Unternehmen, bis Ende 2026  
mindestens 100.000 neue Wohnungen zu bauen) 
in dem Versprechen 30 Prozent aller neu  
vermieteten Wohnungen an einkommens- 
schwache Haushalte zu vergeben, einer  
Begrenzung der Mieterhöhungen für  
einkommensschwache Haushalte und einer  
Ausweitung des „geschützten Wohnsegments” 
für Obdachlose auf 2.500 Wohnungen.  
 
Dabei verpflichtete sich die beiden privaten Woh-
nungsunternehmen, Erhöhungen der Nettokalt-
miete, die zu Haushaltsbelastungen von mehr als 
30 % des jährlichen Haushaltsnettoeinkommens 
führen, nicht durchzuführen sowie Mieten nicht  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
über eine Kappungsgrenze von 11 Prozent zu  
erhöhen (2% für WBS 180).

Die Haltbarkeitsdauer dieser Vereinbarungen war 
sehr gering und das „Mietenbündnis“ gilt heute 
all-gemein als gescheitert. Bereits im Januar 2023 
erklärte Vonovia, dass es alle Neubauaktivitäten 
einfrie-ren werde. Im Juli 2023 wurde bekannt, 
dass Vonovia und Deutsche Wohnen die Verein-
barung, die Mietsteigerungen für WBS-berechtig-
te Haushalte auf maximal 2 % pro Jahr zu begren-
zen, unterlaufen hatten, indem sie ihre Mieter bei 
der Versendung von Mieterhöhungsbescheiden 
nicht über diese Ober-grenze informiert hatte. Ein 
Jahr später, im Juli 2024, kündigte Vonovia an, 
die Obergrenze für Mieter-höhungen generell zu 
ignorieren, und verschickte Mieterhöhungen von 
bis zu 15 %. 

Die Adler-Gruppe verließ im August 2023 die Alli-
anz, um massive Mieterhöhungen für ihre Bestän-
de zu ermöglichen. Das Unternehmen Covivio, 
das der Allianz erst mit einiger Verzögerung bei-
getreten war, kündigte im September 2023 eben-
falls massive Mieterhöhungen für mehrere hun-
dert Haushalte an, die es nach Protesten teilweise 
zurücknahm. Nachdem 2025 Versuche von Vono-
via bekannt wurden, Miet-erhöhungen auf der 
Grundlage „erfundener“ Mietspiegelmerkmale 
durchzusetzen wurde das Bündnis schließlich neu 
aufgestellt und als Verbändebündnis fortgesetzt. 

Begründung Sicher-Wohnen-Gesetz, Teil 2

2 �Gleichzeitig kommt es aber immer wieder zu Kritik von Mieteror-
ganisationen sowie von den in den Unternehmen etablierten Mie-
terräten und -beiräten an der Bewirtschaftungspraxis der LWU. 
Bemängelt wird hier ein teilweises Unterlaufen von Vermietungs-
auflagen, schleppende Mängelbeseitigung, schlechter Service so-
wie Probleme bei der Mitbestimmung (vgl. Sethmann 2021 sowie 
Leiß 2025)

Über die Jahre haben die LWUen die Ver-
einbarungen aus den KoopV im Wesentli-
chen eingehalten (vgl. WVB 2017 bis 2022) 
und einen für das Land unverzichtbaren Bei-
trag zu einer sozialen Wohnungspolitik ge-
leistet. Obwohl die wirtschaftliche Situation 
der LWU insgesamt noch als stabil einge-
schätzt wird (vgl. SenStadt 2024), stehen 
die LWU unter Druck durch die Gleichzeitig-
keit von hohen Baukosten, gestiege-nen 
Zinsen und begrenzten Mieten. Entspre-
chend warnen vor allem die Unternehmen 
selbst vor weiteren Belastungen und einem 
Überschreiten der „Belastbarkeitsgrenze“2.

Neben regulativen Instrumenten und Miet-
begrenzungen für die LWU hat die Berliner 
Landesregierung versucht, im Rahmen eines 
auf Freiwilligkeit beruhenden „Bündnisses“ 
auch private Wohnungsunternehmen zur 
Verfügungstellung von leistbaren Wohnun-
gen und zur Begrenzung von Mieten zu be-
wegen. Diese Versuche sind gescheitert.
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4. �Ansätze zur Verbesserung der  
Versorgung leistungsberechtigter  
Haushalte mit Wohnraum

Das folgende Kapitel diskutiert Maßnahmen, die 
das Land Berlin zur Verbesserung der Versor-
gung mit Wohnraum, insbesondere für leistungs-
berechtigte Haushalte, unternommen hat. Dabei 
sind zwei Vorbemerkungen angebracht:

1.	 �Ansätze, die auf eine Senkung des Mietenni-
veaus zielen und solche, die eher die Versor-
gung leistungsberechtigter Haushalte in den 
Mittelpunkt stellen, müssen im Zusammen-
hang betrach-tet werden. Wie im ersten Teil 
des Gutachtens (Holm 2026) gezeigt wurde, 
machen es ja gerade die hohen Neuvertrags-
mieten für viele Haushalte unattraktiv bspw. in 
kleinere Wohnungen um-zuziehen. Die Folge 
ist eine ineffektive Verteilung von Wohnraum 
und eine häufig nicht be-darfsgerechte Bele-
gung. Maßnahmen, die zur einer besseren 
Leistbarkeit des Wohnungsange-botes füh-
ren, haben damit automatisch auch eine Aus-
wirkung auf seine Verteilung.

2.	 �Eine Ausweitung des Angebotes führt aller-
dings nicht zwangsläufig zu einer Verbesse-
rung in Bezug auf seine Leistbarkeit. In der 
Wissenschaft ist man sich schon lange einig, 
dass „Sickereffekte“ auf dem Wohnungs-
markt bestenfalls mit starken Abstrichen ein-
treten. So lange Neuver-tragsmieten nicht 
stärker an Bestandsmieten herangeführt wer-
den, können die durch Neubau-angebote 
ausgelösten Umzugsketten sogar zu einer 
Verteuerung des Mietenniveaus im Be-stand 
führen.  
Der in weiten Teilen der Bundes- und Lan-
despolitik gehegte Fokus auf eine Lö-sung 
des Leistbarkeitsproblems durch „Bauen, 
Bauen, Bauen“ geht daher fehl.  
Das gilt insbe-sondere auch deshalb, weil 
Neubauaktivitäten zu einem extremen Über-
angebot führen müss-ten, um Preise im Be-
stand zu senken. Ein solches Überangebot ist 
aber weder realistisch, noch wünschenswert 
(vgl. Burk 2025).

 
 
Vor diesem Hintergrund konzentriert sich dieses 
Kapitel auf die Frage, welche Maßnahmen das 
Land Berlin ergriffen hat, die im ersten Teil des 
Gutachtens diskutierten Versorgungslücken zu 
schließen, wel-chen Erfolg diese Maßnahmen 
hatten und wie sie zu bewerten sind. Im Mittel-
punkt stehen dabei Ansät-ze zur Ausweitung 
des Angebotes an Wohnungen, zum einen durch 
regulative Instrumente, zum ande-ren durch die 
Unterstützung von Neubaumaßnahmen.

4.1. Regulative Instrumente

Die Umwandlung von Miet- in Eigentumswoh-
nungen sowie die Zweckentfremdung von 
Wohnraum, vor allem als Ferienwohnungen, ha-
ben in Berlin in den letzten anderthalb Jahrzehn-
ten zu einer Verknappung des Angebotes an 
leistbaren und für einkommensschwache Grup-
pen zugänglichen Wohnungen geführt. In beiden 
Bereichen hat das Land regulative Instrumente 
eingesetzt, um die Probleme zu beheben.

Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen

So hat das Land Berlin unter Rückgriff auf § 577a 
Abs. 2 BGB eine Verordnung von Kündigungs-
sperrfris-ten nach Umwandlung von Miet- in Ei-
gentumswohnungen verhängt. Die bundesein-
heitlich geregelte Kündigungssperrfrist nach 
Umwandlung von drei Jahren (§ 577 a Absatz 1 
BGB) wurde dabei zunächst im Jahre 2004 durch 
„Kündigungsschutzklausel-Verordnungen“ in 4 
Bezirken Berlins auf sieben Jahre ange-hoben, 
dann 2011 auf 6 Bezirke ausgeweitet und 
schließlich am 13. August 2013 auf zehn Jahre 
ange-hoben und für ganz Berlin gültig gemacht. 
Am 1.10. 2023 wurde diese Regelung um weitere 
zehn Jahre verlängert.

Handelt es sich um eine Wohnung in einem Mili-
euschutzgebiet besteht ein Schutz vor Eigenbe-
darfskündigungen sogar für insgesamt 12 Jahre. 
Sieben Jahre darf nur an die Mieter*innen ver-
kauft werden und nach Ablauf dieser sieben 
Jahre besteht ein weiterer Kündigungsschutz 
von fünf Jahren.

Begründung Sicher-Wohnen-Gesetz, Teil 2
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Auch hier werden in der Praxis Probleme bei der 
Anwendung deutlich:

•	 Vor allem in den ehemaligen Ostberliner Sa-
nierungsgebieten wurde eine große Anzahl 
von Wohnungen bereits vor Inkrafttreten die-
ser Regelungen umgewandelt. In diesen Woh-
nungen sind die Sperrfristen bereits ausgelau-
fen und die Besitzer der betreffenden 
Wohnungen können ohne weiteren Verzug Ei-
genbedarf geltend machen.

•	 Die Kündigungssperrfrist gilt nur für Mieter, 
die die Wohnung schon vor der Umwandlung 
an-gemietet haben. Wer eine schon umge-
wandelte Wohnung anmietet, kommt auch bei 
einem Verkauf dieser Wohnung nicht in den 
Genuss der Kündigungssperrfrist. In diesen 
Fällen gilt dann nur der allgemeine Kündi-
gungsschutz.

•	 Die Kündigungssperrfrist ist ausgeschlossen 
bei Mietverhältnissen der in § 549 Absatz 2 
BGB be-zeichneten Art (u.a. Wohnraum zu nur 
vorübergehendem Gebrauch, möblierter 
Wohnraum, Wohnraum in Studenten- oder Ju-
gendwohnheimen). Da gerade der Bereich sol-
cher „atypi-schen“ Wohnverhältnisse in den 
letzten Jahren in Berlin enorm an Bedeutung 
gewonnen hat, entfaltet sich – wie es ein Bau-
stadtrat im Gespräch mit dem Autor ausdrück-
te – zusehends ein „sekundärer Wohnungs-
markt, in dem diese Schutzregelungen nicht 
mehr gelten“  

 
 
 
 
 
 
 
 

•	 Rechtsanwälte berichten von einem großen 
Anteil „vorgetäuschter“ Eigenbedarfskündi-
gungen, die einer Überprüfung vor Gericht 
nicht standhalten. Da die tatsächlichen Be-
gründungen für die individuellen Eigenbe-
darfsbegründungen einerseits nur mit großem 
Aufwand von gekündigten Mieter*innen über-
prüft werden können, andererseits eine tat-
sächliche Selbstnutzung der Woh-nung nach 
Auszug der Mieter*in nicht überprüft wird, 
kommt es hier zu einer Lücke im Rechts-voll-
zug.

Zweckentfremdung 

In Berlin gilt seit 2014 das „Zweckentfremdungs-
verbot-Gesetz“ (ZwVbG), das eine sich von 
Wohnzwecken unterscheidende Nutzung von 
Wohnraum (z. B. dauerhafte Ferienvermietung, 
Leerstand, Um-wandlung in Gewerbeflächen) 
genehmigungspflichtig macht.  
Die konkreten Regelungen zur Zweckentfrem-
dung wurden seit 2014 mehrmals überarbeitet 
und verschärft (vgl. Tabelle 1) 

Datum / Verordnung Fundstelle (GVBl., Nummer, Seite) Wichtige Änderungen

4. März 2014  
(Einführung)

Verordnung über das Verbot der Zweck-
entfremdung von Wohnraum (ZwVbVO), 
GVBl. Berlin Nr. 6 vom 27. März 2014

Einführung der Verordnung auf Grundlage des 
Zweckentfremdungsverbot-Gesetzes für das 
gesamte Stadtgebiet Berlins; Zweckentfremdung 
von Wohnraum unter Genehmigungsvorbehalt.

16. Oktober 2018  
(Erste Änderung)

Erste Verordnung zur Änderung der 
Zweckentfremdungsverbot-Verordnung 
(ZwVbVO), GVBl. Berlin 2018, S. 607 ()

Verschärfungen: klarere Regelungen bei Geneh-
migungs- und Registrierungspflichten (insbeson-
dere bezügl. Anzeigenpflicht bei Bewerbung auf 
Internetportalen etc.

30. August 2022  
(Zweite Änderung)

Zweite Verordnung zur Änderung der 
Zweckentfremdungsverbot-Verordnung, 
GVBl. Berlin Nr. 534 vom 30.08.2022, S. 
534

Mietobergrenze für Ersatzwohnraum bei Abriss 
wird von 7,92 €/m² auf 9,17 €/m² Nettokaltmiete 
angehoben, höhere Gebühren, Registrierungs-
pflichten bei Inseraten

12. November 2024  
(Dritte Änderung)

Dritte Verordnung zur Änderung der Zweck-
entfremdungsverbot-Verordnung, GVBl. 
Berlin Nr. 37 vom 26.11.2024, S. 564

Änderung der Regelung zur Mietober- 
grenze bei Ersatzwohnraum

Begründung Sicher-Wohnen-Gesetz, Teil 2

Tabelle 1: Überblick über Regelungen zur Zweckentfremdung in Berlin
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Trotz umfangreicher und im internationalen Ver-
gleich (Aguilera et al. 2025) weitgehender Rege-
lungen ist die Zweckentfremdung von Wohn-
raum, insbesondere als Ferienwohnung, vor 
allem in innerstädti-schen Bereichen ein zentra-
les Problem geblieben. Konservative Schätzun-
gen gehen von einem Bestand von etwa 38.000 
Ferienwohnungen aus.

Nach Angaben der zuständigen Senatsverwal-
tung und der Bezirke (https://pardok.parlament-
berlin.de/starweb/adis/citat/VT/19/SchrAnfr/S19-
22591.pdf) wurden von 31.12.2016 bis 31.3.2025 
insgesamt 13.554 Amtsverfahren wegen Ferien-
wohnungsnutzung eingeleitet. Im gleichen Zeit-
raum wurden 5.299 der Anträge auf Ferienwoh-
nungsnutzung gestellt. Vergleicht man dies mit 
den Schätzun-gen, die von 38.000 Ferienwoh-
nungen in Berlin ausgehen, wird leicht ersicht-
lich, dass mindestens die Hälfte der Ferienwoh-
nungen in Berlin gar nicht erfasst wird. Selbst bei 
den erfassten Ferienwohnungen kommt es häu-
fig nicht zu einer Rückführung: insgesamt wur-
den im Zeitraum nur 8.105 Wohnungen zurück-
geführt. Das sind etwa 60 Prozent der 
angezeigten Wohnungen, bzw. ein Fünftel des 
geschätzten Bestandes an Ferienwohnungen.  

Städtebaurechtliche Instrumente

Neben ordnungsrechtlichen Instrumenten, hat 
Berlin seit den 1990er Jahren (vor allem in in-
nerstädti-schen Gebieten) auch intensiv von Ins-
trumenten des besonderen Städtebaurechts Ge-
brauch gemacht. Standen in den 1990er Jahren 
dabei noch die Regelungen in Sanierungsgebie-
ten im Vordergrund, liegt der Schwerpunkt heute 
auf Gebieten mit Erhaltungssatzung nach §§ 172 
ff BauGB. Ziel der Festsetzung einer Erhaltungs-
satzung ist es i.d.R., die Zusammensetzung der 
Wohnbevölkerung in den festgelegten Milieu-
schutzgebieten zu schützen. Im Einzelnen be-
trifft dies in Berlin folgende Regelungen:

•	 In Gebieten mit Erhaltungssatzungen können 
auch Maßnahmen untersagt werden, die nach 
der Bauordnung Berlin (BauO Bln) eigentlich 
verfahrensfrei wären. Dies betrifft bspw. Woh-
nungszu-sammenlegungen, Abbruch und die 
Umnutzung von Wohnraum oder Nutzungsän-
derung (bspw. Ferienwohnungen).

•	 Die Bezirke legen Genehmigungskriterien für 
Modernisierungsmaßnahmen fest, durch die 
„Lu-xusmodernisierungen“ ausgeschlossen 
werden. Genehmigt werden dabei i.d.R. Maß-
nahmen die der Herstellung eines zeitgemä-
ßen Standards dienen, während wohnwerter-
höhender Merkmale gem. Berliner Mietspiegel 
(z.B. Hänge-WCs oder Handtuchheizkörper) 
ausgeschlos-sen werden. Die Genehmigungs-
praxis unterscheidet sich dabei allerdings zwi-
schen den Bezir-ken.

•	 Die Bezirke haben in sozialen Erhaltungsge-
bieten gemäß §§ 24-28 Baugesetzbuch ein 
Vorkaufs-recht beim Verkauf von Grundstü-
cken, die nicht in Eigentumseinheiten aufge-
teilt sind. Aufgrund eines Urteils des Bundes-
verwaltungsgerichts zur Ausübung des 
Vorkaufsrechts (BVerwG 4 C 1.20 – Urteil vom 
09. November 2021) können die Vorkaufs-
rechte in den sozialen Erhaltungs-gebieten al-
lerdings gegenwärtig nur noch in wenigen be-
sonders gelagerten Fällen ausgeübt werden.

•	 In Verbindung mit der Berliner Umwandlungs-
verordnung ist die Umwandlung von Mietwoh-
nun-gen in Eigentumswohnungen in allen sozi-
alen Erhaltungsgebieten Berlins 
genehmigungspflich-tig. 

Vor allem das Verbot von Umwandlungen zeigt 
eine stark einschneidende Wirkung auf das Um-
wand-lungsgeschehen. Die Antragszahlen für 
Umwandlungen von Miet- in Eigentumswohnun-
gen in den sozia-len Erhaltungsgebieten haben 
sich seit dem Inkrafttreten einer Umwandlungs-
verordnung nach § 172 Baugesetzbuch (BauGB) 
im Jahr 2021 erheblich reduziert. Allerdings wur-
den vor allem im Ostteil der Stadt viele Wohnun-
gen bereits vor Inkrafttreten dieser Regelung 
umgewandelt. In den Kernbereichen von Prenz-
lauer Berg wird so von befragten Experten davon 
ausgegangen, dass bereits jede zweite Wohnung 
eine Eigentumswohnung ist.

Die in der Vergangenheit von einzelnen Bezirken 
intensiv angewendete Möglichkeit über die an-
gedrohte Inanspruchnahme des Vorkaufsrech-
tes, „Abwendungsvereinbarungen“ mit Käufern 
von Immobilien auszuhandeln (in denen soziale 
Ziele vereinbart wurden), wurde durch die Ent-
scheidung des BVerwG von 2021 weitgehend 
„auf Eis gelegt“. Das Land Berlin hat zwar in einer 
Stellungnahme zum Entwurf des Gesetzes zur  

Begründung Sicher-Wohnen-Gesetz, Teil 2
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Stärkung der integrierten Stadtentwicklung im 
Rahmen der Länder- und Verbändebeteili-gung 
vom 16. August 2024 gefordert, dass das Bau-
gesetzbuch so geändert wird, dass die bis zum 
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts gängige 
Vorkaufsrechtspraxis in sozialen Erhaltungsge-
bieten fortge-führt werden kann und auch ent-
sprechende Änderungsanträge im Bundesrat 
eingebracht – bislang ist die Bundesregierung 
diesem Anliegen aber nicht gefolgt. 

4.2. Subjektförderung

Das Land Berlin unterstützt Menschen mit niedri-
gem Einkommen oder in Notlagen mit verschie-
denen subjektbezogenen Wohnkosten-Leistun-
gen. Im Folgenden werden die wichtigsten 
Maßnahmen in die-sem Bereich diskutiert: 

 
 
 
 
 
 
Wohngeld (Mietzuschuss)

Das „Wohngeld“ ist ein staatlicher Zuschuss zu 
den Wohnkosten, der dazu dient, die Belastung 
durch Miete bzw. Wohnkosten für Haushalte mit 
niedrigem Einkommen tragbar zu machen. Es 
richtet sich direkt an Mieterinnen oder auch an 
Eigentümerinnen (als Lastenzuschuss) und ist 
leistungsrechtlich ein Anspruch, der beantragt 
werden muss. Das Wohngeld wird hälftig vom 
Bund und vom Land Berlin finan-ziert. Die Ver-
waltung und Auszahlung erfolgt über die Be-
zirksämter bzw. Wohngeldstellen. Das folgende 
Diagramm stellt die Entwicklung der Wohngeld-
zahlungen in Berlin von 2014 bis 2023 dar:

Wie aus der Abbildung ersichtlich, ist die Belas-
tung des Landeshaushaltes vor allem seit 2023 
stark ge-stiegen. Gründe dafür liegen einerseits 
in der von der Bundesregierung vorgenommenen 
„Wohngeld-Plus-Reform“, die zu höheren Beträ-
gen, neuen Komponenten (z. B. Heizkosten, Kli-
makomponente) und mehr anspruchsberechtigte 
Haushalten geführt hat. Anderseits schlägt si-
cher der oben diskutierte An-stieg der Mietprei-
se und Lebenshaltungskosten in einer höheren 
Zahl von leistungsberechtigten und einem höhe-
ren Leistungsumfang nieder. Da Berlin in diesem 
Bereich gesetzlichen Verpflichtungen un-terliegt, 
führt dies zu einer gestiegenen Haushaltsbelas-
tung.

Begründung Sicher-Wohnen-Gesetz, Teil 2

Abbildung 1: Entwicklung der Aufwendungen des Landes Berlin für 
Wohngeldzahlungen (abzüglich Bundeserstattung) von 2014 bis 
2023 in Mio. Euro (https://pardok.parlament-berlin.de/starweb/adis/
citat/VT/19/SchrAnfr/S19-21016.pdf, S.4 und eigene Berechnungen)

Durch Beschränkungen der Umwandlung 
von Miet- in Eigentumswohnungen, Zweck-
entfremdungsver-bot und Erhaltungssat-
zungen hat Berlin versucht, dem Verlust an 
leistbaren Mietwohnungen entgegen zu wir-
ken. Dabei war es aber nur teilweise erfolg-
reich. Insbesondere die Kontrolle und Ahn-
dungen von Zweckentfremdungen ist 
bislang unzureichend. Zurückzuführen ist 
das auf datenschutzrechtliche Prob-leme, 
mangelnde Personalausstattung bei den Be-
zirksämtern,  lange Verfahrensdauern sowie 
geringe Strafen. Die Ausübung des Vor-
kaufsrechts wird stark durch bundesgesetz-
liche Regelungen erschwert.
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Kosten der Unterkunft (KdU) 

Die „Kosten der Unterkunft“ sind die tatsächli-
chen Wohn- und Heizkosten, die Personen beim 
Bezug von Bürgergeld (früher Hartz IV), Sozial-
hilfe oder Leistungen nach dem Asylbewerber-
leistungsgesetz benötigen. Diese Kosten werden 
über die Sozialleistungssysteme übernommen, 
wenn sie angemessen sind. Von 2016 bis 2023 
habe Land und Bund in Berlinfolgende Ausgaben 
für die Kosten der Unterkunft nach SGB II sowie 
SGB XII (3. Kapitel)geleistet:

Deutlich wird auch aus diesem Diagramm eine 
hohe Belastung öffentlicher Haushalte., die we-
sentlich durch das hohe Niveau an zu erstatten-
den Wohnkosten bzw. Mieten verursacht ist. Da-
bei ist der Anteil der vom Land Berlin zu 
tragenden Kosten zwar ab 2020 (verglichen mit 
den Vorjahren) aufgrund einer höheren Bundes-
beteiligung zurückgegangen– seitdem steigt er 
aber wieder  Das aktuelle Niveau (2023) der vom 
Land zu tragenden Ausgaben liegt bei etwa 580 
Mio. Euro. 

Der Hauptursache für steigende Ausgaben für 
die „Kosten der Unterkunft“ liegt in den perma-
nent stei-genden Mietkosten, die durch Bund 
und Land übernommen werden müssen. Die 
durchschnittlichen Zahlungen der Kosten der 
Unterkunft je Haushalt nach SGB XII ist von 
407,95 € (2014) auf 504,10 € (2023) gestiegen 
(ebenda) – entsprechend stiegen auch von Jahr 
zu Jahr die entsprechenden Haushalts-belastun-
gen. Mit mehr als einer halben Milliarde Euro 
stellen die KdU einen erheblichen Ausgabenpos-
ten im Landeshaushalt dar.

Das Ziel der Übernahme von Wohnkosten be-
steht darin Transferleistungsberechtigten den 
Zugang zu Wohnraum zu ermöglichen und da-
durch Wohnungslosigkeit vorzubeugen bzw. 
Wohnungsnotfälle zu unterstützen. Der Spiel-
raum zur Senkung der dabei anfallenden Kosten 
der Unterkunft ist sehr begrenzt, denn die Richt-
werte für die übernommene Kaltmiete orientieren 
sich am Berliner Mietspiegel und wer-den regel-
mäßig angepasst. Eine Anpassung in „Kosten-
senkungsverfahren“ scheitert häufig daran, dass 
trotz intensiver Wohnungssuche kein passender 
Wohnraum verfügbar ist. So wurde in über 60% 
der geprüften Fälle von einer Aufforderung zum 
Umzug abgesehen, da ein Umzug teurer gewe-
sen wäre als die Übernahme der über den Richt-
werten liegenden Kosten(https://pardok.parla-
ment-berlin.de/starweb/adis/citat/VT/19/
SchrAnfr/S19-12894.pdf).

Mietzuschuss bei Sozialwohnungen

Für Haushalte in Sozialwohnungen gewährt Ber-
lin einen Mietzuschuss, wenn die Bruttowarm-
miete im Verhältnis zum Einkommen zu hoch ist. 
Die Zahl der Bewilligungen schwankt stark und 
liegt zwischen 588 (2016) und 3.350 (2018); im 
Durchschnitt wurden seit 2018 (Änderung der 
Berechnungsrundlage) 242,38 Euro pro Haushalt 
und Monat ausgezahlt (https://www.parlament-
berlin.de/adosservice/19/Haupt/vorgang/h19-
1881.A-v.pdf, S. 4f.). Insgesamt wurden seit der 
Einfüh-rung 2016 bis Mitte 2025 etwa 38,9 Mio. 
Euro aufgewendet, um zu hohe Mieten im sozia-
len Woh-nungsbau zu bezuschussen. Die jährli-
chen Zahlungen (2018-2024) belaufen sich auf 
etwa 5,3 Mio. Euro. Anzumerken ist hier, dass 
die Zahl der Anträge – gemessen an der Zahl von  

Begründung Sicher-Wohnen-Gesetz, Teil 2

Abbildung 2: Ausgaben und Bundeserstattung 
für die Kosten der Unterkunft nach SGB II und 
nach dem 3. Kap. SGB XIIvon 2016 bis 2023 in 
Mio. Euro (ebenda, S. 2 und eigene Berechnun-
gen), Anmerkung: Ausgaben und Bundeserstat-
tung für die Kosten der Unterkunft nach dem 4. 
Kap. SGB XII werden hier nicht ausgewiesen, 
da sie vollständig vom Bund ersetzt werden.
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85.056 Sozialwohnungen (31.5.2024) recht nied-
rig ausfällt. Expert*innen führen das u.a. auf das 
komplizierte Antragsverfahren zurück. Auf lange 
Frist führt darüber hinaus das Auslaufen von 
Förderbindungen und der damit verbun-dene 
Rückgang der Zahl an Sozialwohnungen zu ei-
nem Abschmelzen der Zahl an Antragsberechtig-
ten, und damit des Wirkungskreises dieses Inst-
rumentes.

Mietenkonzepte im (alten) Sozialen  
Wohnungsbau

Eine weitere Unterstützungsmaßnahme für Mie-
ter*innen im sozialen Wohnungsbau stellen die 
soge-nannten „Mietenkonzepte“ (§ 11a WoG Bln) 
dar. Durch diese werden die jährlichen Mieterhö-
hungen von 0,13 € pro Quadratmeter ausge-
setzt, die zur beschleunigten Rückzahlung der 
Darlehen aus vergan-gener Förderung an die IBB 
verwendet werden. Das Konzept war ursprüng-
lich bis zum Auslaufen der Förderung ausfinan-
ziert. Zudem wurde ab 01.01.2016 die sogenann-
te Nachwirkungsfrist für Bindungen auf zwölf 
Jahre (statt zuvor zehn Jahre) verlängert und 
Freistellungen von den öffentlichen Belegungs-
bindungen (aufgrund vorzeitiger Rückzahlung 
der Förderdarlehen) unmöglich gemacht. Auf-
grund der angespannten Haushaltslage wurden 
diese Mittel aber Mitte 2025 gesperrt. In den be-
troffenen Woh-nungen sind damit Mietsteigerun-
gen in Höhe des entsprechenden Mietspiegel-
wertes möglich. Die Fort-führung des 
Mietenkonzeptes ist aktuell unklar (https://par-
dok.parlament-berlin.de/starweb/adis/citat/
VT/19/SchrAnfr/S19-23206.pdf)

 
 
 
 
 
 
 
 
 
4.3. Unterstützung von Neubaumaßnahmen

Wie oben ausgeführt, stellt der Neubau von 
Wohnungen seit 2011 über alle Landesregierun-
gen hinweg ein zentrales Ziel dar. Entsprechend 
wurde über die Förderung hinaus (s.u.) ein brei-
tes Bündel von Maß-nahmen entwickelt, um 
Neubaumaßnahmen zu unterstützen und zu len-
ken. Im Folgenden werden die wichtigsten An-
sätze dargestellt:

4.3.1 �Organisatorische und regulative  
Maßnahmen

Kooperative Baulandentwicklung

Seit 2014 wird in Berlin das „Modell der koopera-
tiven Baulandentwicklung“ zur Regelung von 
Neubau-vorhaben angewandt. Es regelt einheit-
lich und transparent den Abschluss städtebauli-
cher Verträge in Berlin. Seit 1.11.2018 gelten Leit-
linien für den Abschluss städtebaulicher 
Verträge, in denen die Über-nahme der Kosten 
für soziale und technische Infrastruktur sowie 
Mietpreis- und Belegungsbindungen vertraglich 
vereinbart werden. 

Ziel der „kooperativen Baulandentwicklung“ ist 
es (siehe Leitlinie vom 01.11.2018), die Auswei-
sung neuer Baugebiete so zu gestalten, dass sie 
auch zur Versorgung von Bevölkerungsgruppen 
mit Wohn-raumversorgungsproblemen beitragen 
und zugleich sicherstellen, dass eine sozial aus-
gewogene und stabile Bevölkerungsstruktur in 
Berlin entsteht bzw. erhalten wird. Bei der Auf-
stellung von Bebauungs-plänen, in denen neuer 
Wohnungsbau ermöglicht wird, wird deshalb un-
ter Berücksichtigung der städte-baulichen Ziele 
des jeweiligen Bereiches, ein bestimmter Anteil 
der Wohnungen mit Mietpreis- und Belegungs-
bindungen versehen.

Begründung Sicher-Wohnen-Gesetz, Teil 2

Zusammengefasst stellt die Subjektförde-
rung eine wichtige Säule der Wohnungspoli-
tik dar, mit der es einkommensschwachen 
Haushalte in ihrer Wohnraumversorgung un-
terstützt werden. Deutlich wird hier aber 
auch eine hohe Bindung von Landesmitteln, 
die vor allem aus den steigenden Mieten im 
privaten Wohnungsmarkt resultiert.
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Insgesamt wurden bislang 95 Verträge mit ca. 
40.484 Wohneinheiten, davon ca. 9.447 miet-
preis- und belegungsgebundene Wohneinheiten 
geschlossen (Stand Januar 2025, https://www.
berlin.de/sen/bauen/neubau/berliner-modell/). 
Die Quote für förderfähigen mietpreis- und bele-
gungsgebundenen Wohnraum beträgt 30 Pro-
zent der Geschossfläche Wohnen. 

Bündnisse mit den Bezirken und  
Wohnungsbauleitstelle

Um Hindernisse für die Fertigstellung von ge-
planten Neubauvorhaben abzubauen, hat Berlin 
ein „Bünd-nis für Wohnungsneubau und Mieter-
beratung in Berlin“ (2018 – 2021 & 2022 – 2026) 
aufgelegt, indem sich Senat und Bezirke gegen-
seitig verpflichten, „alle erforderlichen Maßnah-
men zu ergreifen, um drin-gend benötigten Woh-
nungsneubau zu realisieren.“ (https://www.
berlin.de/ba-steglitz-zehlendorf/service/mieter-
schutz/artikel.1484492.php). 

Eckpunkte dieses Bündnisses sind „die Aktivie-
rung bezirklicher Neubaupotentiale, die Verein-
barung ausgewählter Wohnungsneubauvorha-
ben sowie bezirksspezifischer Themen, die 
zügige Schaffung von Planungs- und Baurecht, 
die Anwendung des Ber-liner Modells der koope-
rativen Baulandentwicklung sowie die Verbesse-
rung der Mieterberatung in den Bezirken. Die 
Bündnisse enthalten neben den übergeordneten 
Vereinbarungen bezirksspezifische Projek-te 
und Themen, um den unterschiedlichen Rahmen-
bedingungen der Bezirke besser gerecht zu wer-
den.“ (ebenda) 

Neben allgemeinen Zielen enthält das Bündnis 
auch konkrete Verpflichtungen, bspw. zur Mit-
wirkung an Flächen-Informationssystemen, Ak-
tualisierung vorbereitender Planungen oder Ab-
stim-mungs- und Berichtspflichten sowie 
bezirksspezifische Zielvereinbarungen. Der Fort-
gang der in den Bündnissen vereinbarten Projek-
te wird in regelmäßigen Routinen mit den bezirk-
lichen Stadtentwick-lungsämtern kontinuierlich 
durch eine seit 2013 auf Landesebene etablierte 
„Wohnungsbauleitstelle“ begleitet. Diese ist als 
Stabsstelle beim Senator angesiedelt und orga-
nisiert bei kontroversen Bauvorha-ben vermit-
telnde Gespräche, um Zielkonflikte zu lösen und 
Hindernisse auszuräumen.

Schneller-Bauen-Gesetz

Seit 22. Dezember 2024 gilt in Berlin ein „Gesetz 
zur Beschleunigung von Planungs- und Geneh-
migungs-verfahren für Bauvorhaben (SBG)“, in 
der Diskussion als „Schneller-Bauen-Gesetz“ be-
kannt. (GVBl. Nr. 40 vom 21. Dezember 2024, 
Seite 614). Diese enthält ein umfassendes Maß-
nahmepaket, das vor allem auf eine Beschleuni-
gung von Planungs-, Genehmigungs- und Bau-
prozessen zielt. Im Gesetz werden über 50 
landesgesetzliche Regelungen und eine Rechts-
verordnung angepasst. Außerdem gibt es ein 
Paket mit über 70 untergesetzlichen Maßnahmen 
(Verwaltung, Prozesse usw.). 

Die durch dieses Gesetz eingeführten Änderun-
gen werden von Medien, Verbänden und Initiati-
ven kont-rovers diskutiert. Während die Woh-
nungswirtschaft (z. B. BBU) die Reformen 
unterstützt, melden Na-tur- und Umweltschutz-
verbände Kritik an der Schwächung von Partizi-
pationsmöglichkeiten an. Bezirke bemängeln, 
dass das Gesetz zwar Zuständigkeiten neu re-
gelt und Fristen verkürzt, aber nicht mit einer 
besseren Ausstattung an Personalressourcen 
einher geht. Sie befürchten, dass Vorhaben des-
halb trotz-dem stark verzögert bleiben. Ange-
sichts der bislang erst kurzen Erfahrungen in der 
Anwendung des Ge-setzes kann noch nicht ein-
geschätzt werden, welche dieser Beurteilungen 
der Realität entspricht und ob das mit der um-
fangreichen Gesetzesänderung angestrebte Ziel 
erreicht werden kann.

Insgesamt führt der privat finanzierte Neubau in 
Berlin bislang kaum zu einer Erhöhung des Ange-
botes an leistbaren Wohnungen. Bislang entste-
hen in diesem Segment vor allem sehr teure 
Wohnungen; die Angebotsmieten im Neubau la-
gen so nach einer Auswertung von Immoscout24 
(https://www.immobilienscout24.de/wohnbaro-
meter.html#miete) im vierten Quartal 2025 bei 
21,- Euro pro m2 – also fast beim dreifachen der 
Bestandsmieten und doppelt so hoch wie die 
Angebotsmie-ten im Bestand. 

Begründung Sicher-Wohnen-Gesetz, Teil 2
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4.3.2. �Förderung von Bauvorhaben  
(Objektförderung)

Förderung von Neubauvorhaben

Nach einem starken Rückgang der Bautätigkeit 
in den 2000er Jahren fördert das Land seit 2014 
auch wieder die Erstellung neuer Wohngebäude. 
Dabei sind drei Phasen zu erkennen:

1.	 Wiedereinführung der Wohnungs- 
Neubauförderung (WFB 2014)

Mit den Wohnungsbauförderungsbestimmungen 
2014 (WFB 2014) stellte das Land Berlin nach ei-
ner langen Phase der Austerität erstmals wieder 
gezielt Landesmittel für Neubau mit Mietpreis- 
und Bele-gungsbindungen zur Verfügung. Paral-
lel wurde der IBB-Wohnungsneubaufonds einge-
richtet. 

2.	 Anpassungen, Weiterentwicklung der WFB 
(2015, 2017, 2018, 2019)

Die WFB wurden mehrfach überarbeitet (2015, 
2017, 2018, 2019 u.a.). Ziel war es dabei größere 
Wir-kungen zu erzielen (mehr geförderte Einhei-
ten), Genossenschaften stärkere einzubeziehen 
und LWUen bei der Erreichung der Ziele für die 
Ausweitung landeseigener Bestände besser zu 
unterstützen. 

Entsprechend wurden sowohl Einstiegsmieten 
als auch Förderkonditionen angepasst. 2018 
wurde der Bin-dungszeitraums von 20 auf 30 
Jahre verlängert, das Förderdarlehens von 
64.000 auf 91.000 EUR erwei-tert und zwei För-
derwege mit unterschiedlichen Einstiegsmieten 
(6,50 EUR/m² nettokalt mtl.; bzw. 8,00 EUR/m² 
nettokalt mtl.) eingeführt. Mit einem deutlich ge-
ringeren Fördervolumen wurde auch eine Ge-
nossenschaftsförderung aufgesetzt, in der ne-
ben Neubau auch Bestandserwerb und der 
Erwerb von Genossenschaftsanteilen unterstützt 
wurde.

3.	 Aufstockung und Ausweitung der Förderung 

Mit den 2022 eingeführten WFB 2022 wurde die 
Förderung sowohl in bezogen auf die Förder-
summe pro Wohnung als auch in Bezug auf das 
gesamte Fördervolumen deutlich ausgeweitet. 
Mit dem Ziel jährlich 5.000 geförderte Neubau-
wohnungen zu erreichen, wurden 2022/23 (Dop-
pelhaushalt) jährlich 739,25 Mio. € für die Förde-
rung des Neubaus bereitgestellt. Gleichzeitig 
wurde der Kreis von zugangsberechtig-ten 
Haushalten erweitert und neben der bewährten 
Förderung in den Fördermodellen 1 und 2 erst-
malig auch Wohnungen gefördert, die von Haus-
halten mit mittlerem Einkommen (Fördermodell 3 
– Einkom-mensgrenze bis 220 % nach § 9 Wohn-
raumförderungsgesetz) bezogen werden kön-
nen. 

2023 wurde mit der Einführung neuer WFB 2023 
noch einmal der Fördermittelansatz erhöht. Der 
För-dermittelaufwand stieg auf bis zu 300.000 
Euro pro Wohnung und versechsfacht sich damit 
gegenüber 2014 nahezu. Auch das Fördervolu-
men wurde deutlich aufgestockt (https://pardok.
parlament-berlin.de/starweb/adis/citat/VT/19/
SchrAnfr/S19-21218.pdf). Das gesamte in 2024 
bewilligte Fördervo-lumen beträgt so bereits 
1,308 Mrd. Euro. Eine weitere Neuerung sind die 
dynamisierten Kostenansät-ze, wonach die För-
dermittel nahezu automatisch mit steigenden 
Baukosten anwachsen. 

Begründung Sicher-Wohnen-Gesetz, Teil 2

Berlin hat in den letzten Jahren umfangrei-
che Anstrengungen unternommen, um den 
Neubau zu erleich-tern. Mit dem Instrument 
der kooperativen Baulandentwicklungen 
werden auch privat finanzierte Neu-bauvor-
haben zur Bereitstellung von Wohnungen für 
Leistungsberechtigte verpflichtet. Trotz die-
ser An-strengungen liegt die Zahl neu ge-
bauter Wohnungen weit unter dem Bedarf 
(vgl. Teil 1 des Gutachtens). Weniger als ein 
Drittel der neu gebauten Wohnungen ent-
steht als Sozialwohnungen, der Rest ist 
über-wiegend im obersten Preissegment 
des Mietwohnungsmarktes zu verorten.
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Wurden in den Jahren von 2016 bis 2022 über 
94% aller Neubauwohnungen von LWU erstellt 
(ebenda, eigene Berechnungen), ist seit der Ein-
führung von deutlich lukrativeren Förderkonditi-
onen in den WFB 2023 ein deutlich gewachse-
nes Interesse von privaten Investoren zu 
verzeichnen. Diese beantragten in 2024 Förder-
mittel für den Bau von 1.284 Wohnungen bean-
tragten (etwa ein Viertel). 

Insgesamt wurden seit der Wiederaufnahme der 
Wohnungsbauförderung von 2014 bis 2023 För-
dermit-tel für 28.107 neue Sozialwohnungen be-
willigt. Fertiggestellt wurden 13.128 neue Sozial-
wohnungen (Zahlen aus IBB 2016 und 2025). Die 
jährliche Zielgröße von 5.000 fertiggestellten 
Wohnungen wurde nie erreicht, wodurch der Ge-
samtbestand an Sozialwohnungen weiter sinkt. 

Zusätzlich zum Neubau gibt es in Berlin seit 
2023 ein Förderprogramm für „Soziale Wohn-
raummoderni-sierung“ (SWM 2023), mit dem die 
energetische Modernisierung bestehender Miet-
wohnungsbestände, gekoppelt mit Mietpreis- 
und Belegungsbindungen, unterstützt wird. Für 
2023 standen in diesem Pro-gramm ca. 70 Mio. 
€ an Fördermitteln zur Verfügung. Mit diesen 
Mitteln wurden fünf energetische Sa-nierungs-
vorhaben mit insgesamt 848 Wohnungen unter-
stützt (https://www.berlin.de/sen/sbw/presse/
pressemeldungen/2024/pressemittei-
lung.1407531.php). Aller-dings wurde das Pro-
gramm damit nur etwa zur Hälfte ausgeschöpft, 
weil die mit der Förderung verbun-denen Aufla-
gen (z. B. lange Bindungen) von viele Eigentü-
mern als unattraktiv eingeschätzt wurde (https://
www.berliner-mieterverein.de/magazin/online/
mm0324/programm-zur-foerderung-von-ener-
getischen-sanierungen-verhaltener-start-
032412a.htm). 

Begründung Sicher-Wohnen-Gesetz, Teil 2

Abbildung 3: Förderung des sozialen Woh-
nungsneubaus in Berlin in Mio. Euro 2015-2023 
(https://pardok.parlament-berlin.de/starweb/
adis/citat/VT/19/SchrAnfr/S19-21016.pdf, S.6)

Insgesamt ergibt sich bei der Betrachtung 
der Anstrengungen, die das Land Berlin für 
die Förderung des sozialen Wohnungsneu-
baus unternimmt, ein ambivalentes Bild. Auf 
der einen Seite sind die Belastungen des 
Landeshaushalts aus der Förderung be-
trächtlich und binden auch in Zukunft er-
hebliche Mittel. Hinzu kommen nicht zu un-
terschätzende Anstrengungen in der 
Steuerung dieser Fördervolumina.  
Auf der an-deren Seite reicht die Zahl der 
fertiggestellten Wohnungen nicht, um den 
Verlust an Mietpreis und Bele-gungsbindun-
gen durch Auslaufen der Förderung auszu-
gleichen (vgl Gutachten Holm 2026). Insge-
samt hat Berlin zwischen 2015 und 2024 
123.312 gebundene Wohnungen verloren – 
fertiggestellt wurden im selben Zeitraum 
aber nur 13.673 neue Sozialwohnungen.  
Bei der aktuell erreichten Zahl von etwa 
5000 bewilligten Sozialwohnungen, würde 
es immer noch fast 22 Jahre dauern, bis das 
Niveau von 2014 wie-der erreicht wäre (der 
weitere Rückgang an Bindungen ist dabei 
noch nicht einmal mitgerechnet). Für ein 
Schließen der im ersten Teil des Gutachtens 
berechneten Belegungsbindungslücke wür-
de es 73 Jahre (WBS 140) bzw. 190 Jahre 
(WBS 220) brauchen. Deutlich wird damit, 
dass eine ausreichende soziale Versorgung 
leistungsberechtigter Haushalte- trotz enor-
mer Belastung des Landeshaushaltes - al-
lein durch den Neubau von Sozialwohnun-
gen nicht erreicht werden kann.
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5. Ansätze gegen Wohnungslosigkeit

Seit etwa 2010 ist die Zahl der Wohnungslosen in 
Berlin sichtbar gestiegen, allein die Anzahl unter-
ge-brachter wohnungsloser Personen hat sich 
seit in den letzten fünf Jahren mehr als verdop-
pelt (vgl. Teil 1). Bis 2029 geht die Landesregie-
rung von einer weiteren Verdoppelung aus 
(https://pardok.parlament-berlin.de/starweb/
adis/citat/VT/19/SchrAnfr/S19-23201.pdf). Der 
Anstieg von Wohnungs- und Obdach-losigkeit 
führt für Berlin zu großen Herausforderungen. 
Dabei sind drei zentrale Bereiche zu erkennen:

Ordnungsrechtliche Unterbringung von  
Wohnungslosen

Erstens haben sich die Kosten der Unterkunft für 
ordnungsrechtliche Unterbringung -also die Be-
reitstel-lung von Plätzen in Obdachlosen- und 
Gemeinschaftsunterkünften, Hostels, Pensionen 
und sonstigen befristeten Unterkünften für Woh-
nungslose nach SGB II und XII - vervielfacht. In 
einer Auswertung von Parlamentsdokumenten 
belegt Christoph (2026) einen Anstieg von 66,5 
Mio. Euro (2015) auf 362,8 Mio Euro (2024) – 
also fast eine Versechsfachung. Eine zentrale 
Ursache hierfür ist der Mangel an Wohn-raum, 
der für Wohnungslose zur Verfügung steht. Da-
durch müssen teure ASOG-Unterbringungen und 
Gemeinschaftsunterkünfte finanziert werden. Für 
diese sind die Kosten in den letzten Jahren ge-
stiegen. Dafür können folgende Gründe aufge-
führt werden:

1.	 Anstieg der Bedarfssituation: Die Zahl der un-
tergebrachten Personen hat sich seit 2010 
mehr als verelffacht (ebenda), entsprechend 
sind Gesamtkosten gestiegen. Außerdem hat 
sich auch der Verbleib im Unterbringungs-/Hil-
fesystem verlängert, vor allem aufgrund des 
mangelnden Zu-gangs zum Wohnungsmarkt.

2.	 �Höhere Tagessätze & Betreiberkosten: Unter-
schiedliche Platztypen und Qualitätsanforde-
run-gen führen zu sehr unterschiedlichen Ta-
gessätzen (19 €–71 €), die aber insgesamt im 
Schnitt höher liegen als früher (https://pardok.
parlament-berlin.de/starweb/adis/citat/VT/19/
SchrAnfr/S19-22921.pdf).3 

3.	 �Zusätzliche Personal- und Betreuungsleis-
tungen: Kosten enthalten nicht nur Miete bzw. 
Unter-kunft, sondern auch Reinigung, Sicher-
heit und Verwaltung in den Einrichtungen. Zu-
sammen mit den allgemeinen inflationsbe-
dingten Kostensteigerungen haben sich auch 
diese Kosten erhöht, die in den letzten Jahren 
zugenommen haben. 

Geschütztes Marktsegment

Neben der Unterbringung in den o.g. Unterbrin-
gungsformen gibt es seit 1993 gibt es in Berlin 
ein „Ge-schütztes Marktsegment“ von etwa 
1.350 Wohnungen, die an Wohnungslose oder 
von der Wohnungs-losigkeit bedrohte Haushalte 
vermietet werden. Während die Wohnungslosen-
zahlen in den letzten Jah-ren in Berlin stark ge-
stiegen sind, stagniert die Zahl der Wohnungen 
im „Geschützten Marktsegment“. Geplant ist 
zwar eine Anhebung auf 2.500 Wohnungen pro 
Jahr – diese konnte aber bislang nicht er-reicht 
werden. Insgesamt ist die Zahl von Wohnungen, 
die im Geschützten Marktsegment angeboten 
werden, zu klein – gerade einmal 2,5 Prozent der 
Wohnungslosen können hier aktuell versorgt 
werden. 

Wohnungen im Geschützen Marktsegment wer-
den fast ausschließlich von LWU bereitgestellt. 
Im Jahr 2023 wurde so die Bereitstellung von 
1.123 Wohnungen mit den LWUen vereinbart – 
demgegenüber stehen nur 245 Wohnungen, für 
die mit den privaten Unternehmen Deutsche 
Wohnen und Vonovia (dem größten Vermieter 
Berlins) getroffen wurden. Dabei handelt es sich 
um Wohnungen, die aus den mit den von diesen 
Gesellschaften aufgekauften Unternehmen GSW 
und Gagfah vereinbart wurden. Allerdings wurde 
auch dieses Ziel von Vonovia und Deutsche 
Wohnen verfehlt – faktisch boten Vonovia und 
Deutsche Wohnen nur 19 bzw. 57 Wohnungen 
pro Jahr über das GMS an. (https://gruene-frak-
tion.berlin/wp-content/uploads/2024/10/Positi-
onspapier_Geschuetztes-Marktsegment-staer-
ken.pdf).

Begründung Sicher-Wohnen-Gesetz, Teil 2

3 �Um diese Kosten transparenter zu gestalten, hat Berlin 2024 eine 
Gebührenordnung für Unterbringung erlassen (https://www.berlin.
de/sen/soziales/besondere-lebenssituationen/wohnungslose/un-
terbringung/untgebo-1464244.php)
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Die Ausweitung des Geschützten Marktsegmen-
tes scheitert bislang an einer Reihe von Schwie-
rigkeiten:

•	 Die LWU werden gemäß KoopV (s.o.) zur Ver-
mietung von 63 Prozent der jährlich zur Wie-
der-vermietung kommenden Wohnungen an 
WBS-Berechtigte und davon wiederum 25 % 
an Wohnberechtigte besonderer Bedarfsgrup-
pen (hierzu gehören Transferleistungsbezie-
hende, Obdachlose, Geflüchtete, betreutes 
Wohnen, Studierende sowie vergleichbare Be-
darfsgrup-pen) verpflichtet. Eine Ausweitung 
des durch die LWUen zur Verfügung gestellten 
Angebotes im GMS könnte nur dann gesche-
hen, wenn entweder die Zahl der landeseige-
nen Wohnungen deut-lich gesteigert wird, 
oder ein höherer Anteil von Wohnungen an 
Wohnungslose vermietet wird. Wie oben dar-
gestellt, sind der Erhöhung der Zahl landesei-
gener Wohnungen durch Neubau und Ankauf 
Grenzen gesetzt. Eine Erhöhung des Anteils 
von Wohnungen im GMS könnte deshalb nur 
auf Kosten anderer Bedarfsgruppen realisiert 
werden. Das stößt bislang auf Widerstand bei 
den LWUen.

•	 Angesichts von hohen auf dem freien Woh-
nungsmarkt zu erzielenden Erlöse und der 
großen Nachfrage durch Wohnungssuchende 
ist das Geschützte Marktsegment für private 
Anbieter nicht attraktiv. Nur zwei privaten 
Wohnungsunternehmen haben in den letzten 
Jahren über-haupt Wohnungen im GMS ange-
boten (und das auch nur in von der öffentli-
chen Hand über-nommenen Beständen). 
Gleichzeitig beklagen Vermieter*innen büro-
kratische Hürden, lange Wartezeiten und un-
zureichende Unterstützung durch das Land 
Berlin bei der Bereitstellung von Wohnungen 
für das GMS. (https://www.berlin.de/lageso/
soziales/geschuetztes-marktsegment/weiter-
entwicklung/).

„Housing First”

Berlin hat seit Oktober 2018 verschieden „Hou-
sing First“-Projekte durchgeführt. „Housing First“ 
ist da-bei ein neuer Ansatz der Wohnungslosen-
hilfe, der das traditionelle Stufensystem umkehrt. 
Die zuständi-ge Senatsverwaltung beschreibt 
diesen Ansatz wie folgt: „Der Ansatz ist klar for-
muliert: Eine obdachlo-se Person oder eine Fa-
milie braucht als erstes und wichtigstes eine 
Wohnung. Andere Probleme können auch noch 
nach dem Einzug in eine Wohnung angegangen 
werden; obdachlose Menschen müssen also 
nicht wie im bisher gängigen Stufenmodell erst 
einmal ihre „Wohnfähigkeit“ beweisen“ (https://
www.berlin.de/sen/soziales/besondere-lebens-
situationen/wohnungslose/wohnen/housing-
first-1293115.php). Housing First stellt Wohnen 
als grundlegendes Menschenrecht in den Mittel-
punkt und sieht die Wohnung als Basis, von der 
aus andere Probleme besser zu bewältigen sind. 

Die 2018 eingerichteten Modellprojekte wurden 
2021 positiv evaluiert. Bis September 2023 wur-
den in „Housing First“ 300 Wohnungen für 359 
Personen vermittelt. Diese wurden bereit gestellt 
von Vonovia/ Deutsche Wohnen (126), den LWU-
en (105), weiteren privaten Unternehmen (41), 
kirchlichen Trägern (14), Genossenschaften (5), 
und weiteren Organisationen (9) (ebenda). 97 % 
der Teilnehmenden (Hou-sing First Berlin) bzw. 
100 % (Housing First für Frauen) hielten nach 
drei Jahren ihre Wohnung. Wohnsta-bilität und 
Lebensqualität verbesserten sich deutlich im 
Vergleich zum klassischen Stufensystem.

Entsprechend wurden die bestehenden Modell-
projekte verstetigt und um vier weitere Projekte 
für wei-tere vulnerable Personengruppen er-
gänzt. Perspektivisch soll „Housing First“ im 
Land Berlin ausgebaut und in das Regelsystem 
der Wohnungsnotfallhilfe überführt werden. Die-
ses Vorhaben steht allerdings vor großen Her-
ausforderungen:

Begründung Sicher-Wohnen-Gesetz, Teil 2

Seite 110

https://www.berlin.de/lageso/soziales/geschuetztes-marktsegment/weiterentwicklung/
https://www.berlin.de/lageso/soziales/geschuetztes-marktsegment/weiterentwicklung/
https://www.berlin.de/lageso/soziales/geschuetztes-marktsegment/weiterentwicklung/
https://www.berlin.de/sen/soziales/besondere-lebenssituationen/wohnungslose/wohnen/housing-first-1293115.php
https://www.berlin.de/sen/soziales/besondere-lebenssituationen/wohnungslose/wohnen/housing-first-1293115.php
https://www.berlin.de/sen/soziales/besondere-lebenssituationen/wohnungslose/wohnen/housing-first-1293115.php
https://www.berlin.de/sen/soziales/besondere-lebenssituationen/wohnungslose/wohnen/housing-first-1293115.php


Klausur der Linksfraktion, Rostock 20./21. Februar 2026

•	 Die Finanzierung ist oft projektgebunden und 
damit nicht dauerhaft gesetzlich gesichert.  
Eine Überführung in eine sozialrechtlich abge-
sicherte Regelfinanzierung ist bislang nicht 
möglich (vgl. Deutscher Verein 2022)

•	 Bürokratische Hürden, z. B. bei Kostenüber-
nahme durch Jobcenter, Abklärung von Zu-
stän-digkeiten, oder fehlenden Ansprüchen 
bei ausländischen Wohnungslosen verzögern 
die Wohnungsvergabe (vgl. https://www.
bmgev.de/mieterecho/alle-ausgaben/2024/
me-single/article/housing-first-zu-buerokra-
tisch-und-zu-wenig-mittel/)

•	 Die Ausweitung der Bestände ist von der Ko-
operationsbereitschaft von LWUen und priva-
ten Vermietern abhängig und steht damit vor 
denselben Herausforderungen wie die Aus-
weitung des GMS (s.o.)

 
6. Diskussion und Zusammenfassung 

Das Gutachten hat umfassend die wohnungspo-
litischen Instrumente, die das Land Berlin seit 
etwa 2011 zur Bewältigung der Wohnungsnotla-
ge einsetzt, untersucht. Angelehnt an den ersten 
Teil des Gutach-tens (Hom 2026) wird „Woh-
nungsnotlage“ dabei in drei miteinander ver-
flochtenen Dimensionen ver-standen: dem Man-
gel an leistbarem Wohnraum, dem Mangel an 
angemessenem Wohnraum für leis-tungsberech-
tigte Haushalte sowie der Zunahme von Woh-
nungslosigkeit. Die Analyse zeigt, dass das Land 
Berlin in allen drei Bereichen ein breites, über 
Jahre ausgebautes Instrumentarium nutzt, ohne 
dass eine substanzielle Entspannung der Lage 
erreicht werden konnte.

 
 
 
 
 
 

Über mehrere Legislaturperioden hinweg haben 
alle Landesregierungen dem Thema Wohnen 
hohe Priorität eingeräumt. Neubauziele wurden 
kontinuierlich erhöht, Fördervolumina ausgewei-
tet und na-hezu sämtliche bundesrechtlich er-
öffneten Regulierungsinstrumente ausgeschöpft. 
Dazu zählen insbe-sondere Mietspiegel, Miet-
preisbremse, Kappungsgrenzen, Zweckentfrem-
dungsverbote, Umwandlungs-beschränkungen, 
soziale Erhaltungsverordnungen sowie – tempo-
rär – der Mietendeckel. Ergänzt wur-den diese 
durch organisatorische Reformen, beschleunigte 
Planungs- und Genehmigungsverfahren so-wie 
umfangreiche Objekt- und Subjektförderungen.

Gleichwohl bleibt die Wirksamkeit dieser  
Instrumente begrenzt:

•	 Die Regulierung der Mietpreisentwicklung im 
privaten Bestand erweist sich als strukturell 
schwach. Mietspiegel und Mietpreisbremse 
spiegeln Marktsteigerungen eher wider, als sie 
zu verhindern; zahlreiche Ausnahmen, zivil-
rechtliche Durchsetzungslogiken und fehlende 
Kontroll-möglichkeiten schränken die Steue-
rungsfähigkeit massiv ein.

•	 Der Neubau, selbst bei stark gestiegener öf-
fentlicher Förderung, kann den quantitativen 
und qualitativen Bedarf nicht decken. Die an-
gestrebten Neubauzahlen werden regelmäßig 
verfehlt, während Baukosten, Zinsen und Flä-
chenknappheit die Realisierung leistbarer 
Wohnungen zu-sätzlich erschweren.

•	 Die landeseigenen Wohnungsunternehmen 
fungieren als zentrales sozialpolitisches Kor-
rektiv, stoßen jedoch zunehmend an wirt-
schaftliche Belastungsgrenzen. Trotz strenger 
Miet- und Be-legungsbindungen sind sie we-
der in der Lage, den Markt insgesamt zu stabi-
lisieren noch den Bedarf an angemessenem 
Wohnraum für alle berechtigten Haushalte zu 
decken. 

Begründung Sicher-Wohnen-Gesetz, Teil 2

Trotz erheblicher Anstrengungen, innovati-
ver Ansätze und erheblicher Kosten kann 
das Land Berlin der erheblich gewachse-
nen Wohnungslosigkeit nur wenig entge-
gensetzen. Der Grund dafür liegt vor allem 
im Mangel an leistbarem und zugänglichem 
Wohnraum. Vor allem private Anbieter leis-
ten hier bislang kaum einen nennenswerten 
Beitrag.
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•	 Die stark ausgeweitete Subjektförderung 
(Wohngeld, Kosten der Unterkunft) sichert 
kurzfristig Wohnraum, verstetigt jedoch hohe 
Mietniveaus und bindet erhebliche Haushalts-
mittel, ohne die strukturellen Ursachen der 
Wohnungsnotlage zu beheben.

•	 Maßnahmen zur Bekämpfung von Woh-
nungslosigkeit bleiben auf flankierende Pro-
gramme angewiesen, deren Wirkung durch 
den allgemeinen Mangel an bezahlbarem und 
zugänglichem Wohnraum begrenzt ist.

Die Analyse macht deutlich, dass das Land Berlin 
alle verfügbaren wohnungspolitischen Instru-
mente nutzt und erhebliche finanzielle Ressour-
cen einsetzt. Die Möglichkeiten regulativer Steu-
erung sind dabei mit den bislang in Anschlag 
gebrachten Ansätzen begrenzt: Die Anwendung 
der Instrumente ist hoch-komplex, von Ausnah-
men und Vollzugsdefiziten geprägt und durch 
enge bundesrechtliche Kompetenz-grenzen limi-
tiert. Der Bund überlässt Berlin damit zentrale 
Steuerungsfragen, ohne ausreichende recht-li-
che Handlungsspielräume zu eröffnen. Sowohl 
Subjekt- als auch Objektförderung binden er-
hebliche Mittel und es ist fraglich, ob das aktuel-
le Ausgabenniveau bei angespanntem Landes-
haushalt beibehal-ten werden kann. Trotz hohen 
Mitteleinsatzes bleiben Neubauzahlen, Sozial-
wohnungsbestände und Versorgungswirkungen 
unzureichend jedoch. Auch die Möglichkeiten 
der Landeseigenen Wohnungsun-ternehmen 
sind begrenzt. Insgesamt kann die bestehende 
Wohnungsnotlage in ihren drei zentralen Di-
mensionen – Leistbarkeit, Angemessenheit und 
Vermeidung von Wohnungslosigkeit – auf dem 
einge-schlagenen Weg nicht realistisch über-
wunden werden. Die Berliner Wohnungspolitik 
erreicht damit zunehmend ihre strukturellen 
Grenzen.
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